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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung zum Stand der Arbeiten 

zur Stärkung des Europäischen Parlaments in den Regierungskonferenzen 

zur Wirtschafts- und Währungsunion und zur Politischen Union 


Dieser halbjährliche Bericht befaßt sich entsprechend 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
30. Oktober 1990 (Drucksache 11/7729) mit der Stär- 
kung der Rechte des Europäischen Parlaments auf- 
grund der Ergebnisse der Regierungskonferenzen zur 
Wirtschafts- und Währungsunion und zur Politischen 
Union, die mit dem Europäischen Rat in Maastricht am 
9./10. Dezember 1991 und der Unterzeichnung des 
Vertrags über die Europäische Union am 7. Februar 
1992 in Maastricht ihren Abschluß fanden. 

Unabhängig von diesem Bericht sind der jährlich zu 
erstattende Bericht über die von der Bundesregierung 
generell unternommenen Schritte zur Stärkung der 
Gesetzgebungsbefugnisse des Europäischen Parla- 
ments und der halbjährlich vorzulegende Bericht, in 
dem die Bundesregierung umfassend über die laufen- 
den Integrationsfortschritte in der EG unterrichtet. 

Der vorliegende Bericht schließt sich an den mit 
Schreiben von Staatsminister Helmut Schäfer vom 
22. Juli 1991 übersandten Bericht über das erste 
Halbjahr der Regierungskonferenzen an (s. Drucksa- 
che 12/999 vom 29. Juli 1991). 


1. Vertrag über die Europäische Union 

Nach intensiven Verhandlungen unter niederländi- 
scher Präsidentschaft in der zweiten Hälfte des ver- 
gangenen Jahres erzielte der Europäische Rat am 
9./10. Dezember 1991 eine Einigung über den Ent- 
wurf des Vertrags über die Europäische Union. Der 
Vertrag wurde am 7. Februar 1992 von den Außen- 
und Finanzministern unterzeichnet. Nach Artikel R. 


seiner Bestimmungen tritt er am 1. Januar 1993 
— zeitgleich mit der Verwirklichung des Binnen- 
marktes — in Kraft, sofern bis dahin alle Ratifikations- 
urkunden hinterlegt worden sind. 

Der Vertrag über die Europäische Union enthält die 
Ergebnisse der beiden Regierungskonferenzen. Er stellt 
einen eigenständigen Vertrag zwischen den zwölf Mit- 
gliedstaaten dar und faßt den um die Wirtschafts- und 
Währungsunion ergänzten EG -Vertrag (bisher EWG- 
Vertrag), den EGKS- und den EURATOM -Vertrag 
sowie die Bestimmungen über die Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspohtik und die Innen- und Justizpolitik 
zusammen. Bestimmungen über die Rechte des Euro- 
päischen Parlaments finden sich in allen Teilen des 
Vertrags. 


2. Rechte des Europäischen Parlaments 

Nicht zuletzt auf deutsche Initiative hin stellte die 
Stärkung der Rechte des Europäischen Parlaments 
eines der Hauptthemen der Konferenzen dar. Die 
Bundesregierung hat sich von Beginn an mit Nach- 
druck für die Stärkung der Rechte des Europäischen 
Parlaments eingesetzt und eine Reihe von Vorschlä- 
gen — z. T. auch gemeinsam mit anderen Mitglied- 
staaten — unterbreitet (s. dazu Drucksache 12/999 
vom 29. Juli 1991). 

Der Vertrag über die Europäische Union sieht in 
wichtigen Punkten eine Stärkung der Rechte des 
Europäischen Parlaments vor. Hervorzuheben ist die 
Stärkung der Rolle des Parlaments in der Rechtset- 
zung. Neben die Ausweitung des Anwendungsberei- 
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ches der bisherigen Beteiligungsformen — Anhörung, 
Verfahren der Zusammenarbeit, Zustimmungsverf äh- 
ren — tritt als neue Form das Verfahren der Mitent- 
scheidung. Dieses Verfahren (Artikel 189 b) baut auf 
dem bestehenden Verfahren der Zusammenarbeit 
(Artikel 189 c) auf, führt aber in zwei wesentlichen 
Elementen darüber hinaus: Es ist entsprechend deut- 
schen iimerstaatlichen Regeln ein Vermittlungsver- 
fahren vorgesehen, über das bei unterschiedlichen 
Standpunkten von Rat und Parlament eine Einigung 
über den Entwurf eines Rechtsakts herbeigeführt 
werden soll. Scheitert der Vermittlungsversuch, dann 
liegt das letzte Wort nicht mehr notwendig beim Rat: 
Gegen den Willen des Parlaments, das einen Vor- 
schlag mit der Mehrheit seiner Mitglieder ablehnen 
kann, kommt der Rechtsakt nicht zustande. Obwohl 
das neue Verfahren keine volle Gleichstellung zwi- 
schen Rat und Parlament vorsieht, bedeutet es eine 
entscheidende Stärkung der Rechte des Parlaments. 

Der Vertrag sieht einen breiten Anwendungsbereich 
für das Mitentscheidungsverfahren vor: Es kommt bei 
den Vorschriften zur Vollendung des Biimenmarkts 
zum Tragen (Freizügigkeit: Artikel 49; Niederlas- 
sungsrecht: Artikel 54 Abs. 2, Artikel 56 Abs. 2, 
Artikel 57 Abs. 1 und 2 Satz 3; Dienstleistungen: 
Artikel 66; Rechtsangleichung: Artikel 100 a Abs. 1, 
Artikel 100b), Rahmenprogramm bei Forschung und 
Technologie (Artikel 130i), Allgemeine Aktionspro- 
gramme in der Umwelt (Artikel 130s), Fördermaßnah- 
men bei der allgemeinen Bildung (Artikel 126), der 
Kultur (Artikel 128) und im Gesundheitswesen (Arti- 
kel 129), spezifische Aktionen beim Verbraucher- 
schutz (Artikel 129a) und Leitlinien für transeuropäi- 
sche Netze (Artikel 129d). 

Als zusätzliche Anwendungsbereiche des Verfahrens 
der Zusammenarbeit sieht der Vertrag folgende 
Bestimmungen vor: Verkehrspolitik (Artikel 75), Wirt- 
schafts- und Währungspolitik (multilaterale Überwa- 
chung: Artikel 103 Abs. 5; Verbot der Kreditfinanzie- 
rung: Artikel 104; Zugang zu Finanzinstitutionen: 
Artikel 104 a; Haftungsausschluß für Verbindlichkei- 
ten: Artikel 104 b Abs. 2; Umlauf von Münzen: 
Artikel 105 a Abs. 2), Europäischer Sozialfonds (Arti- 
kel 125), berufliche Bildung (Artikel 127), transeuro- 
päische Netze (Artikel 129 d, soweit nicht Mitent- 
scheidung), Umwelt (Artikel 130s, soweit nicht Mit- 
entscheidimg oder Anhörung) und Entwicklungszu- 
sammenarbeit (Artikel 130w). 

Auch der Anwendungsbereich des Zustimmungsver- 
fahrens wird ausgedehnt: Über die bereits jetzt unter 
dieses Verfahren fallenden Beitritte (Artikel O.) und 
Assoziierungen (Artikel 238 i. V. m. Artikel 228) hin- 
aus ist künftig die Zustimmung des Parlaments auch 
erforderlich für das Zustandekommen wichtiger inter- 
nationaler Abkommen der Gemeinschaft (Artikel 228 
Abs. 3), für die Festlegung eines einheitlichen Wahl- 
verfahrens zum Europäischen Parlament (Artikel 138 
Abs. 3), Erleichterungen des Aufenthaltsrechts der 
Unionsbürger (Artikel 8 a Abs. 2), Änderungen be- 
stimmter Artikel der Satzung des ESZB (Artikel 106 
Abs. 5), die Übertragung von Aufgaben der Aufsicht 
über Kreditinstitute auf die EZB (Artikel 105 Abs. 6), 
die Koordinierung der Strukturfonds und die Errich- 
tung des Kohäsionsfonds (Artikel 130d). 


Die Bereiche der Rechtsetzung, in denen eine Anhö- 
rung des Europäischen Parlaments obligatorisch ist, 
wurden ausgedehnt. Eine Konsultation gibt es künftig 
auch in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits- 
politik (Konsultationen über Grundsätze, Artikel J. 7) 
sowie über die wichtigsten Aspekte der Innen- und 
Justizpolitik (Artikel K. 6). 

Weiterhin erhält das Europäische Parlament zwar 
kein eigenes Initiativrecht wie die Kommission, 
jedoch künftig ebenso wie der Rat ein Aufforderungs- 
recht gegenüber der Kommission, Rechtsetzungsakte 
vorzuschlagen (Artikel 138b Abs. 2). 

Die Anlage bietet eine Übersicht über die Mitwir- 
kungsrechte des Europäischen Parlaments (mit 
Schwerpunkt bei der Rechtsetzung) im Rahmen des 
Vertrags über die Europäische Union. 

Über die Rechtsetzung hinaus hat das Europäische 
Parlament auch bei der Ernennung der Kommission 
ein stärkeres Gewicht erhalten: In Zukunft können der 
Kommissionspräsident und die Kommission nur nach 
Zustimmung durch das Parlament ernannt werden. 
Dabei wird ab 1995 die Amtsperiode der Kommission 
(bisher vier Jahre) an die Wahlperiode des Parlaments 
(fünf Jahre) angeglichen. Dies schafft eine engere 
politische Beziehung zwischen Kommission und Euro- 
päischem Parlament. Die Bestellung einer neuen 
Kommission erfolgt künftig in ähnlicher Form wie die 
Einsetzung einer neuen nationalen Regierung in den 
Mitgliedstaaten. 

Die gesteigerte Rolle des Europäischen Parlaments 
kommt in einer Reihe weiterer Punkte zum Aus- 
druck: 

— Das Recht des Parlaments, Untersuchungsaus- 
schüsse einzusetzen, wird vertraglich verankert. 

— Das Recht des Parlaments, Petitionen entgegenzu- 
nehmen, wird vertraglich verankert. 

— Das Parlament ernennt einen Bürgerbeauftrag- 
ten. 

In den Außenbeziehungen der Union obliegt der 
Präsidentschaft über die regelmäßige Unterrichtung 
des Parlaments — wie in der bisherigen EPZ — hinaus 
eine Konsultationsverpflichtung zu den wichtigsten 
Aspekten und grundlegenden Weichenstellungen der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. Die 
vorgesehene jährliche Debatte über die Durchfüh- 
rung der GASP gibt dem Parlament eine weitere 
Gelegenheit, auf die Gestaltung der gemeinsamen 
Politik Einfluß zu nehmen. Wie bereits erwähnt, muß 
das Parlament in Zukunft nicht nur — wie bisher — 
bei Beitritten und Assozüerung, sondern auch bei 
wichtigen internationalen Abkommen der Gemein- 
schaft seine Zustimmung erteilen. 

Die Bestimmungen des Vertrags über die Europäische 
Union zur Stärkung der Rechte des Europäischen 
Parlaments gehen über den Vertragsentwurf der 
luxemburgischen Präsidentschaft hinaus, der Grund- 
lage des Berichts der Bundesregierung vom 22. Juli 
1991 war. Die Regelungen bleiben jedoch hinter den 
Vorstellungen der Bundesregierung zurück, wie sie 
auch in der gemeinsamen Erkläiung vom Bundesmi- 
nister des Auswärtigen, Hans-Dietrich Genscher, und 
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dem italienischen Außenminister de Michelis vom 
10. April 1991 zum Ausdruck kamen (vgl, Drucksache 
12/999 vom 29. Juli 1991) und die sich im wesentli- 
chen mit denen des Europäischen Parlaments deck- 
ten. Der Kompromiß, der zum Abschluß des Vertrags 
über die Europäische Union erforderlich war, ließ 
weitergehende Regelungen jetzt noch nicht zu. Ver- 
traglich ist jedoch bereits verankert, daß die weitere 
Stärkung der Rechte des Europäischen Parlaments 
eines der Hauptthemen der für 1996 vorgesehenen 
Revisionskonferenz sein wird. 


3. Anzahl der deutschen Mandate im EP 

Seit der deutschen Vereinigung werden die fünf 
neuen Bundesländer im Europäischen Parlament 
durch 18 „Beobachter" vertreten, die noch von der 
Volkskammer der DDR benannt worden waren und im 
Februar 1991 vom Deutschen Bundestag bestätigt 
wurden. Diese Beobachter besitzen nicht dieselbe 
Rechtsstellung wie die direkt gewählten EP- Abgeord- 
neten, verfügen im Plenum insbesondere nicht über 
Rede- und Stimmrecht. Diese Sonderregelung für die 
ostdeutschen Beobachter gilt bis zum Ende der lau- 
fenden Legislaturperiode des Europäischen Parla- 
ments (bis 1994). 


Die Frage der Zahl der deutschen Mandate im Euro- 
päischen Parlament war Gegenstand der Regieiungs- 
konferenz über die Pohtische Union, nachdem sich die 
Bundesregierung eine Entschließung des Europäi- 
schen Parlaments vom Oktober 1991 zu eigen 
gemacht hatte, die Zahl der deutschen Mandate um 1 8 
zu erhöhen. Der Europäische Rat in Maastricht verein- 
barte, daß dieses Problem auch im Hinblick auf die 
bevorstehende Erweiterung der EG bis zum Ende des 
Jahres 1992 geprüft werden soll, um es rechtzeitig vor 
der nächsten Europawahl einvernehmhch zu lösen. 


4. Konferenz der Parlamente 

Dem Vertrag über die Europäische Union ist eine 
Erklärung beigefügt, in der das Europäische Parla- 
ment und die nationalen Parlamente ersucht werden, 
erforderlichenfalls als Konferenz der Parlamente 
(„Assisen") zusammenzutreten. Diese Konferenz soll 
zu den allgemeinen Leitlinien der Europäischen 
Union gehört werden. Eine Institutionahsierung der 
Konferenz der Parlamente, die zu einer Schwächung 
des Europäischen Parlaments führen könnte, ist nicht 
vorgesehen. 
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Anlage 


Übersicht über die Mitwirkungsrechte des Europäischen Parlaments 

(mit Schwerpunkt bei der Rechtsetzung) im Rahmen des Vertrags über die Europäische Union 


1. Zustimmungsverfahren 

■ Erleichterung des Aufenthaltsrechts (UnionsbÜT” 
gerschaft, Artikel 8a)i 

■ Änderungen bestimmter Artikel der Satzung des 
ESZB (Artikel 106 Abs. 5) i) 

■ Übertragung bestimmter Aufgaben auf die EZB 
(Artikel 105 Abs. 6) i) 

■ Aufgaben und Koordinierung der Strukturfonds 
(Artikel 130 d Abs. 1)2 

■ Errichtung des Kohäsionsfonds (Artikel 130 d 
Abs. 2) 1) 

■ Festlegung eines einheitlichen Wahl Verfahrens 
zum Europäischen Parlament (Artikel 138)2) 

■ Zustimmung zu wichtigen internationalen Über- 
einkommen (Artikel 228 Abs. 3)2) 

■ Assoziierungen (Artikel 238 i. V. m. Artikel 228 
Abs. 3) 

■ Beitritte (Artikel O.) 


2. Mitentscheidungsverfahren (Artikel 189 b) 

■ Freizügigkeit der Arbeitnehmer (Artikel 49) 2) 

■ Niederlassungsrecht (Artikel 54 Abs. 2) 2) 

■ Regelungen für Ausländer im Rahmen des Nieder- 
lassungsrechts (Artikel 56 Abs. 2) 2) 

■ Geaenseitiqe Anerkennung von Zeugnissen (Arti- 
kel 57 Abs. 1)2) 

■ Bestimmungen über selbständige Tätigkeiten (Ar- 
tikel 57 Abs. 2 Satz 3)2) 

■ Dienstleistungen (Artikel 66)2) 

■ Rechtsangleichungen im Rahmen des Binnen- 
markts (Artikel 100 a Abs. 1 ) 2 ) 

■ Gleichwertigkeit nationaler Vorschriften im Rah- 
men des Binnenmarkts (Artikel 100 b Abs. 1)2) 

■ Fördermaßnahmen in der allgemeinen Bildung 
(Artikel 126 Abs. 4) i) 

■ Fördermaßnahmen in der Kultur (Artikel 128 
Abs. 5)1) 

■ Fördermaßnahmen im Gesundheitswesen (Arti- 
kel 129 Abs. 4)1) 

■ Spezifische Aktionen beim Verbraucherschutz (Ar- 
tikel 129 a Abs. 2)i> 

■ Leitlinien für die transeuropäischen Netze (Arti- 
kel 129 d Abs. 1)1) 


■ Rahmenprogramm bei Forschung und technologi- 
scher Entwicklung (Artikel 130i Abs. 1)2) 

■ Allgemeine Aktionsprogramme in der Umwelt (Ar- 
tikel 130 s Abs. 3)2) 


3. Verfahren der Zusammenarbeit (Artikel 189 c) 

■ Diskriminierungsverbot (Artikel 6, bisher; Arti- 
kel 7) 

■ Verkehrspolitik (Artikel 75 Abs. 1)2) 

■ Multilaterale Überwachung im Rahmen der Wirt- 
schaftspolitik (Artikel 103 Abs. 5)i) 

■ Verbot der Kreditfinanzierung (Artikel 104 Abs. 2 
i. V. m. Artikel 104b Abs. 2) i) 

■ Zugang zu Finanzinstitutionen (Artikel 104 a 
Abs. 1)1) 

■ Haftungsausschluß für Verbindlichkeiten (Arti- 
kel 104 b Abs. 2)1) 

■ Harmonisierung des Münzumlaufs (Artikel 105 a 
Abs. 2)1) 

■ Sozialpolitik (Mindestvorschriften zur Verbesse- 
rung der Arbeitsumwelt, Artikel 118 a Abs. 2) 

■ Durchführungsbeschlüsse im Rahmen des Europäi- 
schen Sozialfonds (Artikel 125, bisher Artikel 126, 
127)2) 

■ Maßnahmen bei der beruflichen Bildung (Arti- 
kel 127 Abs. 4)2) 

■ Interoperabilität und Finanzierungsmaßnahmen 
für die transeuropäischen Netze (Artikel 129 d 
Abs. 3)1) 

■ Durchführungsbeschlüsse im Rahmen des Regio- 
nalfonds (Artikel 130 e) 

■ Beteiligung von Unternehmen, Forschungszentren 
und Hochschulen an Forschungsprogrammen (Ar- 
tikel 130 j i. V. m. Artikel 130 o Abs. 2) i) 

■ Zusatzprogramme im Forschungsbereich (Arti- 
kel 130 k) 

■ Beteiligung an Forschungsprogrammen der Mit- 
gliedstaaten (Artikel 1301) 

■ Umwelt (soweit nicht Anhörung bzw. Mitentschei- 
dung; Artikel 130 s Abs. 1)2) 


Die Bestimmungen sind neu in den Vertrag auf genommen 
worden. 

2) Bei diesen Bestimmungen wurden die Mitwirkungsrechte 
des Parlaments verstärkt. 
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■ Entwicklungszusammenarbeit (Artikel 130w 
Abs. 1)1) 

■ Abkommen über die Sozialpolitik; Mindestvor- 
schriften (Artikel 2 Abs. 2) 


4, Anwendungsbereiche des Anhörungsverfahrens 
über den geltenden EWG-Vertrag hinaus 

■ Einzelheiten des Kommunalwahlrechts für Unions- 
bürger (Artikel 8 b Abs. 1) 

■ Einzelheiten des Wahlrechts zum Europäischen 
Parlament (Artikel 8 b Abs. 2) 

■ Ergänzung der Unionsbürgerrechte (Artikel 8 e 
Abs. 2) 

■ Regelungen für staatliche Beihilfen (Artikel 94) 

■ Harmonisierung der Vorschriften mit Auswirkun- 
gen auf den Gemeinsamen Markt (Artikel 100; 
bisher Anhörung nur in Einzelfällen) 

■ Visumspflicht für Staatsangehörige von Drittlän- 
dern (Artikel 100c Abs. 1) 

■ Maßnahmen zur einheitlichen Visagestaltung (Ar- 
tikel 100 c Abs. 3) 

■ Revision der Bestimmungen zu übermäßigen 
Haushaltsdefiziten (Artikel 104 c Abs. 14) 

■ Ausführungsbestimmungen zur Satzung des ESZB 
(Artikel 106 Abs. 6) 


Die Bestimmungen sind neu in den Vertrag auf genommen 
worden 


■ Vereinbarung über ein Wechselkurssystem gegen- 
über Drittlands Währungen (Artikel 109 Abs. 1) 

■ Anhörung des EWI durch die Behörden der Mit- 
gliedstaaten (Artikel 109f Abs. 6) 

■ Übertragung von Aufgaben zur Vorbereitung der 
dritten Stufe der WWU auf das EWI (Artikel 109 f 
Abs. 7) 

■ Beginn der dritten Stufe der WWU (Artikel 109j 
Abs. 2 bis 4) 

■ Gewährung und Aufhebung von Ausnahmerege- 
lungen für Mitgliedstaaten im Rahmen der WWU 
(Artikel 109k Abs. 2) 

■ Spezifische Maßnahmen im Industriebereich (Arti- 
kel 130 Abs. 3) 

■ Spezifische Aktionen außerhalb der Strukturfonds 
(Artikel 130b Abs. 3) 

■ Spezifische Forschungsprogramme (Artikel 130i 
Abs. 4, bisher: Verfahren der Zusammenarbeit) 

■ Zuständigkeiten des Gerichts erster Instanz (Arti- 
kel 168a Abs. 2) 

■ Abschluß internationaler Abkommen (soweit nicht 
Zustimmimgsverfahren; Artikel 228; Ausnahme: 
handelspolitische Abkommen nach Artikel 113 
Abs. 3) 

■ Wichtigste Aspekte und grundlegende Weichen- 
stellungen der GASP (Artikel J. 7) 

■ Wichtigste Aspekte der Tätigkeit in den Bereichen 
Innen- und Justizpolitik (Artikel K. 6). 


5 





Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon 02 28/36 35 51, Telefax 02 28/36 12 75 

ISSN 0722-8333 


